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gen im Zusammenhang mit Rationalisierungsmaßnah- 
men oder Strukturänderungen mit dem Werktätigen 
einen Änderungsvertrag zu vereinbaren (§ 49 Abs. 2 
AGB),

— ein Disziplinarverfahren in der Regel innerhalb eines 
Monats abzuschließen (§ 256 Abs. 1 AGB).
Die hier beispielhaft genannten Ordnungsfristen ma­

chen die Verantwortung der Betriebe bei der Gestaltung 
der Rechtsibeziehungen deutlich. Die Ordnungsfristen sind 
gesetzliche Orientierungen für die staatlichen Leiter. Ihre 
Nichtbeachtung durch die Betriebe führt aber nicht zur 
Unwirksamkeit der betrieblichen Maßnahmen oder der 
arbeitsrechtlichen Verträge1 2 3; sie sollte jedoch Anlaß zu 
kritischen Auseinandersetzungen sein.

Schutzfristen dienen vorrangig dem Schutz und der Si­
cherung der Rechte und Interessen des Werktätigen. Hier 
sind vor allem jene Zeitspannen zu nennen, in denen für 
die Betriebe ein absolutes Kündigungsverbot besteht (§ 58 
Buchst, b, c und d AGB). Wesentlich ist in diesem Zu­
sammenhang, daß die Nichtbeachtung einer dieser Kün­
digungsschutzbestimmungen zur Aufhebung der Kündi­
gung führt, wenn der betroffene Werktätige Einspruch 
einlegt. Aber auch die gesetzlichen (§§ 55 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2, 59 Abs. 1 und 2 AGB) oder vertraglich vereinbar­
ten (§ 55 Abs. 1 Satz 2 AGB) Kündigungsfristen üben un­
zweifelhaft eine schützende Funktion aus, wobei die 
Schutzwirkung hier sowohl zugunsten der Werktätigen 
als auch zugunsten der Betriebe zu verzeichnen sind, da 
sie von beiden Partnern gleichermaßen zu beachten sind.

Eine weitere Schutzfrist wird für die Werktätigen in 
vielfacher Hinsicht ab dem 5. Jahr vor Erreichen des Ren­
tenalters wirksam (vgl. z. B. neben § 59 Abs. 1 Buchst, b 
AGB vor allem auch § 85 Abs. 3 AGB und §§ 208, 209 
Abs. 3 AGB).4

Den Charakter einer Schutzfrist trägt u. E. auch die 
Einschränkung der vorübergehenden Übertragung einer 
anderen Arbeit ohne Zustimmung des Werktätigen nur 
bis zu vier Wochen (§ 85 Abs. 1 AGB). Gleiches gilt für 
die erforderliche gewerkschaftliche Zustimmung, wenn 
die Übertragung einer anderen Arbeit länger als zwei 
Wochen dauern soll (§ 88 Satz 1 AGB) bzw. wenn Ge­
werkschaftsfunktionären eine Arbeit außerhalb ihres Be­
reichs für länger als eine Woche übertragen werden soll 
(§ 26 Abs. 1 letzter Satz AGB).

Ausschluß- und Verjährungsfristen

Ausschlußfristen sind jene gesetzlichen Zeiträume, in de­
nen die B e t r i e b e  bestimmte Ansprüche bei der Kon­
fliktkommission bzw. beim Kreisgericht geltend'machen 
können bzw. müssen. Die Nichteinhaltung dieser Fristen 
führt zur Unmöglichkeit der gerichtlichen wie außerge­
richtlichen Durchsetzung der betrieblichen Ansprüche.5 
Nach Ablauf dieser Frist ist der Anspruch erloschen, d. h. 
für eine Forderung des Betriebes besteht keine Rechts­
grundlage mehr, womit eine rechtliche bzw. moralische 
Vorwerfbarkeit gegenüber dem Werktätigen durch den 
Betrieb ausgeschlossen ist. Diese Fristen orientieren auf 
eine rasche Klärung des Rechtskonflikts bzw. auf die 
konsequente Durchsetzung des sozialistischen Arbeits­
rechts durch die Betriebe; dabei steht der unbedingte 
Rechtsschutz der Werktätigen im Vordergrund. Als Aus­
schlußfristen haben die Betriebe besonders zu beachten:
— die Frist für die Lohnrückforderung unter den Voraus­

setzungen des §126 Abs. 1 AGB: innerhalb von zwei 
Monaten nach der Lohnauszahlung bzw. im Falle der 
vom Werktätigen schuldhaft verursachten Lohnüber­
zahlung innerhalb von drei Jahren (§§ 126 Abs. 2 
und 3, 128 AGB);

— die Frist für die Einleitung eines Disziplinarverfah­
rens: innerhalb von fünf Monaten seit der schuldhaf­
ten Arbeitspflichtverletzung des Werktätigen (§ 256 
Abs. 2 AGB);

— die Frist für die Geltendmachung der materiellen Ver­
antwortlichkeit: innerhalb von drei Monaten nach Be­
kanntwerden des Schadens und des Verursachers, spä­
testens jedoch innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Schadenseintritt (§ 265 Abs. 1 AGB).
Im Unterschied zu den Ausschlußfristen weisen die 

Verjährungsfristen erhebliche rechtliche Besonderheiten 
auf. Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß das Rechtsin­
stitut der Verjährung im AGB weitestgehend vereinheit­

licht wurde. Es ist sowohl für die Betriebe als auch für 
die Werktätigen bedeutsam.

Das AGB unterteilt die Verjährungsfristen hinsicht­
lich der Ansprüche der Werktätigen auf Arbeitseinkom­
men (§ 128 Abs. 1 AGB) und der Schadenersatzansprüche 
(§ 272 AGB) sowie hinsichtlich der Rückzahlungsansprüche 
der Betriebe (§ 128 Abs. 1 AGB). Die Verjährungsfrist be­
trägt einheitlich drei Jahre. Nach Ablauf dieser Frist kann 
der anspruchsberechtigte Werktätige oder der Betrieb die 
Erfüllung dbs Anspruchs nicht mehr mit Hilfe des Ge­
richts durchsetzen. Die Verjährungsfristen spiegeln damit 
das gesellschaftliche Anliegen wider, gestörte Rechtsver­
hältnisse nicht endlos lange in der Schwebe zu halten, 
sondern innerhalb des gesetzlich festgelegten Zeitraumes 
durch Inanspruchnahme des Gerichts eine klare Rechts­
lage herbeizuführen.6

Die Tatsache, daß der Anspruch des Werktätigen oder 
des Betriebes verjähren, aber nicht erlöschen kann, macht 
den besonderen rechtlichen Charakter der Verjährungs­
fristen gegenüber den Ausschlußfristen sichtbar. Wäh­
rend eine nach Ablauf der Verjährungsfrist erbrachte Lei­
stung nicht mit der Begründung zurückgefordert werden 
kann, daß der Anspruch verjährt ist (§ 128 Abs. 5 AGB), 
kann eine nach Ablauf der Ausschlußfrist erbrachte Lei­
stung gerichtlich zurückgefordert werden, weil der an­
dere ohne Rechtsgrund etwas erlangt hat.

Schließlich ist die Ausnahmeregelung des § 128 Abs. 2 
AGB zu beachten, wonach die Organe zur Entscheidung 
von Arbeitsstreitfällen die Betriebe verpflichten können, 
Ansprüche des Werktätigen auf Arbeitseinkommen auch 
nach eingetretener Verjährung zu erfüllen, wenn dafür 
schwerwiegende Gründe vorliegen und es im Interesse 
des Werktätigen dringend geboten erscheint. Der Betrieb 
kann sich in diesem Fall nicht auf die Schutzfunktion der 
Verjährung berufen. Schwerwiegende Gründe werden 
stets dann vorliegen, wenn der Betrieb in bezug auf die 
Geltendmachung und Durchsetzung von Ansprüchen in 
unzulässiger Weise auf den Werktätigen einwirkte. Das 
kann z. B. der Fall sein, wenn der Betrieb durch sein 
eigenes Handeln den Interessen des Berechtigten zuwider­
handelt, indem er die Rechtsansprüche des Werktätigen 
innerhalb der Verjährungsfrist nicht in Zweifel zieht und 
damit eine rechtzeitige Klageerhebung faktisch als über­
flüssig erscheinen läßt.7 Im Interesse des Werktätigen 
wird darüber hinaus immer dringend geboten sein, sei­
nen Anspruch trotz Verjährung anzuerkennen, wenn be­
sondere soziale bzw. familiäre Belastungen vorliegen (z. B. 
alleinstehende Werktätige mit mehreren Kindern, be­
schränkte Erwerbsfähigkeit des Werktätigen bzw. Pflege­
bedürftigkeit des Ehepartners usw.).8

Diese Ausnahmeregelung bezieht sich sowohl auf An­
sprüche auf Arbeitseinkommen (§ 128 Abs. 2 AGB) als 
auch auf Schadenersatzansprüche (§272 letzter Satz AGB). 
Das Oberste Gericht hat den Rechtsgrundsatz des § 128 
Abs. 2 AGB auch auf neuererrechtliche Ansprüche ent­
sprechend angewendet.9

*

Die Fristen im AGB haben für die eigenverantwortliche 
Gestaltung der Rechtsbeziehungen zwischen den Werktä­
tigen und Betrieben große Bedeutung. Die konsequente 
Einhaltung bzw. Durchsetzung der Fristen ist ein Beitrag 
zur Realisierung der Aufgaben des sozialistischen Arbeits­
rechts und zur Festigung der sozialistischen Gesetzlichkeit.

1 Daneben kennt das AGB noch andere Arten von Fristen, wie 
z. B. Anwartschaftsfristen (zur Erlangung von Jahresendprä­
mien, Treueprämien, Rentenansprüchen) und Anspruchsfristen 
(Zeitdauer des Bestehens und Gewährens eines Anspruchs, wie 
z. B. Krankengeld).

2 Vgl. Stadtgericht Berlin, Beschluß vom 28. Dezember 1979 
- ill BAR 27/79 - (NJ 1980, Heft 11, S. 521).

3 Im Rahmen Ihres gesellschaftlichen Kontrollrechts (§ 292 AGB) 
können die Gewerkschaften die WlederhersteUung bzw. künf­
tige Einhaltung der Gesetzlichkeit fordern. SteUen die Gerichte 
lm Verfahren die Verletzung von arbeitsrechtlichen Bestimmun­
gen fest, sollen sie durch Gerichtskritik, Hinweise und Emp­
fehlungen auf die Beseitigung solcher Rechtsverletzungen hin­
wirken (§ 2 Abs. 4 ZPO).

4 Vgl. hierzu R. Schlegel, „Ausgestaltung der Arbeitsrechtsver­
hältnisse älterer Werktätiger“, NJ 1980, Heft 4, S. 177 f.

5 Zum Charakter von Ausschlußfristen aus zivilrechtlicher Sicht 
vgl. Zivllprozeß, Lehrbuch, Berlin 1980, S. 227 f.

6 Vgl. OG, Urteil vom 1. Dezember 1978 - OAK 31/78 - (NJ 1979, 
Heft 3, S. 139).

7 Vgl. OG, Urteil vom 1. Dezember 1978, a. a. O.
8 Vgl. R. Uhlmann, Das Arbeitsrecht der DDR, Fernstudlenmate- 

rlal, Bd. 2, Teil 2, Berlin' 1979, S. 119.
9 Vgl. OG, Urteil vom 1. Dezember 1978, a. a. O.


